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(Nr. 6275.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Februar 1866., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der vom Kreiſe 
Toſt-Gleiwitz, im Regierungsbezirk Oppeln, auszufuͤhrenden Chauſſeen: 
a) von Toſt bis zum Bahnhofe Rudzinietz der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, 
; b) von Gleiwitz bis zur Kreisgrenze auf Orzeſche, e) von Peiskretſcham 
bis zur Kreisgrenze auf Ujeſt und d) von Gleiwitz uͤber Kieferſtaͤdtel bis 
8 zur Kreisgrenze auf Rauden. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe Toſt⸗ 

Gleiwitz, im Regierungsbezirk Oppeln, beſchloſſenen chauſſeemaͤßigen Ausbau der 
Straßen: a) von Toſt bis zum Bahnhofe Rudzinietz der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahn, b) von Gleiwitz bis zur Kreisgrenze auf Orzeſche, c) von Peiskretſcham 
bis zur Kreisgrenze auf Ujeſt und d) von Gleiwitz uͤber Kieferſtaͤdtel bis zur 


Kreisgrenze auf Rauden, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 


Toſt⸗Gleiwitz das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem 


gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der Fünftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 


Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 


des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließ⸗ 


lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. f 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 

Berlin, den 12. Februar 1866. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 


Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6275-6276.) 16 Fr. 6276.) 
Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1866. = 
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(Nr. 6276.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Toſt⸗ Gleiwitzer Kreiſes im Betrage von 200,000 Thalern. Vom 
12. Februar 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


Nachdem von den Kreisftänden des Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſes auf den Kreis⸗ 
tagen vom 4. Januar und 13. November 1865. beſchloſſen worden, die zur Aus⸗ 
führung der vom Kreiſe unternommenen Chauffeebauten erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 200,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 200,000 Thalern, in Buchſtaben: zweihundert 


Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


„ 


150,000 Thaler à 500 Thaler — 300 Stuͤck, 
5 40,000 8 A 100 22 — 400 2 
10,000 „ 4 50 — 200 s 


= 200,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
vier einhalb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1866. ab mit wenigſtens 
jahrlich Einem Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fort⸗ 
ſchreitende Amortiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu durfen, geltend 
zu machen befugt iſt. | 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 12. Februar 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 


e 


1 
Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Oppeln. 


Obligation 
des Toſt⸗ Gleiwitzer Kreiſes 


Auf Grund der unterer beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
4. Januar und 13. November 1865. wegen Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 
200,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des 
Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber 
guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehns⸗ 
Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt 
worden und mit vier einhalb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1866. ab allmalig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs der 
aer von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des Tilgungs⸗ 
planes. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem 
Monate September jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Koͤniglichen Regierung zu Oppeln und in dem Gleiwitzer Kreisblatte, in der 
zu Breslau erſcheinenden Schleſiſchen Zeitung und Provinzial⸗Zeitung, ſowie 
im Preußiſchen Staatsanzeiger. i 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit vier einhalb Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe oder an einem anderen durch die vorſtehend ge⸗ 
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nannten Öffentlichen laͤtt 6 ) 
und zwar auch in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 
a Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zurüͤckzuliefern. Sur die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 

kale abgezogen. f N 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Schluſſe des Jahres der Faͤlligkeit an, nicht erhobenen Zinſen verjähren 

zu Gunſten des Kreiſes. | 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
berſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts - Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Gleiwitz. 
Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 


a ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 


Berjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder fonft in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find acht halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 

kaſſe zu Gleiwitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie beige⸗ 
Fruckten Talons. Beim Verluste des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. a 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. A 
Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Gleiwitz, den 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſe. | 


Blätter zu bezeichnenden Orte in Gleiwitz oder Breslau, 


Provinz Schlefien, Vegierungsbezirk Oppeln. 
Zins- Ku pon 
zu der 
Kreis⸗ garten des Toſt⸗ Gleiwitzer Kreiſes 
Lätt .. e 
Ab RE Thaler zu vier und einhalb Prozent Zinſen uͤber 
e Thaler ....... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt ‚gegen deſſen Rückgabe in der 
11 Vom n. bis rep. t; ee 
i und ſpaͤterhin die Zah der vorbenannten Kreis⸗ Obligation 


15 das Halbhahr ; 8 mit (in Buchſtaben) 
a Thalern ..... Silbergroſchen bi 115 Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Gleiwitz. 


Gleiwitz Fkk nn: 18. 


Die N Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſe. 


Dieſer 3instugon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden 

i Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Talon 


zur IE 
" Kreis: Obligation des Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Toſt-Gleiwitzer Kreiſes 
Lille... MORE über Thaler à vier einhalb Prozent Zinſen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Gleiwitz, falls der Inhaber der Obligation nicht rechtzeitig 
Widerſpruch erhoben hat. 

Gleiwitz, den en 18... 


Die ſtändiſche Kreis⸗ Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
or Gleiwitzer Kreiſe. 


(Nr. 62766277.) (Nr. 6277.) 


(Nr. 6277.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Februar 1866., betreffend die Genehmigung des mit 
der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft am 8. Januar 1866. abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages wegen verkaͤuflicher Ueberlaſſung der Aachen⸗Duͤſſel⸗ 
dorfer und der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn an die genannte 
Geſellſchaft. 


Au den Bericht vom 14. Februar d. J. will Ich dem unterm 8. Januar d. J. 
Namens des Staates mit der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſenen zuruͤckerfolgenden Vertrage, nach welchem die Machen- Düffeldorfer 
und die Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn der genannten Geſellſchaft 
nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Vertrages vom 7. Mai 1864. verkaͤuflich 
uͤberlaſſen werden, hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


Berlin, den 19. Februar 1866. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


wiſchen dem Staate, vertreten durch den zur Vollziehung dieſes Akts von 
dem Herrn Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten kommittirten 
Geheimen Regierungs- und vortragenden Rath im Königlichen Handelsminiſterium, 
Herrn Heiſe, einerſeits, und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ver⸗ 
treten durch die laut Beſchluſſes der Generalverſammlung vom 31. Oktober 1863. 
bevollmaͤchtigte Koͤnigliche Eiſenbahndirektion zu Elberfeld und die gleichzeitig 
mitbevollmaͤchtigte Deputation der Aktionaire, andererſeits, iſt vorbehaltlich der 
Allerhoͤchſten Genehmigung Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs heute der nachfolgende 
Vertrag abgeſchloſſen worden. 


rt, 

In Folge des zwiſchen dem Staate und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft Behufs kaͤuflicher Uebertragung der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗ 
Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn am 7. Mai 1864. abgeſchloſſenen Vertrages 
und gemaͤß H. 1. deſſelben hat die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft dem 
Staate die zur Ausübung ſeines Einloͤſungsrechts der Aktien der Aachen⸗ 
Duͤſſeldorf⸗Ruhrorter Bahn erforderlichen Mittel zur Verfuͤgung geſtellt, und 
der Staat ſodann gemäß H. 2. jenes Vertrages die Kündigung jener Aktien 
ausgeſprochen, wodurch er vom 1. Januar 1866, ab die Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗ 
Ruhrorter Eiſenbahn nebſt Zubehoͤr erwirbt. 

8 Der 
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Der im H. 3. jenes Vertrages vorgefehene Kaufvertrag ſoll hiermit unter 
Aufrechthaltung aller Beſtimmungen deſſelben beurkundet werden, wie folgt: 


H. 2. 


Der Staat verkauft der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die 
Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort-Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn nebſt 
allem Zubehoͤr, Rechten und Pflichten, ſowie er dieſelbe erworben hat. Einbegriffen 
in dieſe Eigenthumsuͤberlaſſung find insbeſondere ſaͤmmtliche Kaſſen⸗ und Fonds⸗ 
beſtaͤnde, Materialienvorraͤthe, ausſtehende Forderungen ꝛc. ꝛc. Die Beſttzuͤber⸗ 
tragung des Kaufgegenſtandes hat ſchon am 1. Januar 1866, ſtattgefunden. 


H. 3. 


Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft vertritt den Staat gegen 
alle Anſpruͤche, welche etwa in Folge der Einloͤſung der Aktien der Aachen⸗ 
Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft gegen 
ihn geltend gemacht werden. Alle Verpflichtungen, Laſten und Verbindlichkeiten, 
welche fuͤr den Staat durch die Erwerbung der Bahn entſtehen, mit alleiniger 
Ausnahme der Einloͤſungsverbindlichkeit in Betreff der bei Ablauf der Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt etwa noch nicht praͤſentirten Stammaktien, werden von der Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft unbedingt und ohne jeden Vorbehalt als Selbſt⸗ 
ſchuldnerin uͤbernommen. 5 

H. 4. 


Die Stammaktien der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis 
Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft behalten an beiden Bahnen und beziehungsweiſe 
an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft kein weiteres Anrecht, als daß 
die Zinskupons und Dividendenſcheine der früheren Betriebsjahre bis 1865, inkl. 
ſtatutenmaͤßig eingeloͤſt werden muͤſſen. 


$. 5. 


Den Prioritaͤtsglaͤubigern der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort-Crefeld⸗ 
Kreis Gladbacher Eiſenbahn bleiben ihre Vorzugsrechte auf dieſe Bahnen, deren 
Betriebsmittel und Betriebseinnahmen vorbehalten. Um dieſe Rechte ſicher zu 
ſtellen, wird das bewegliche und unbewegliche Eigenthum, welches den Prioritaͤts⸗ 
Glaͤubigern vorzugsweiſe verhaftet iſt, beſonders inventariſirt, in Stand gehalten 
und erneuert. Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt zudem in alle 
den Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Geſellſchaften 
gegenüber deren Prioritäͤts⸗ und ſonſtigen Glaͤubigern obliegenden Verbindlich⸗ 
keiten als Selbſtſchuldnerin ein und geſteht dieſen Glaͤubigern das Recht zu, 
das geſammte Vermoͤgen der Bergiſch-Maͤrkiſchen Geſellſchaft, vorbehaltlich 
jedoch der den Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Prioritaͤtsanleihen bereits zuſtehenden Vor⸗ 
zugsrechte, Behufs ihrer Befriedigung in Anſpruch zu nehmen. 


H. 6. 
Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, dem Sta 


gte 
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diejenigen Zuſchuͤſſe, die derſelbe zu den garantirten Zinſen der Aachen⸗Duͤſſel⸗ 
dorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Aktien für die Betriebsjahre bis 
1864. einſchließlich bisher geleiſtet hat oder noch etwa leiſten muß, nach Abzug 
des durch die vertragsmaͤßige Superdividende gedeckten Betrages ohne Zinſen 
durch Ueberweiſung von Einem Viertel desjenigen Ueberſchuſſes zu erſtatten, 
welcher für jedes Betriebsfahr vom Jahre 1866. ab zur Vertheilung einer 
Dividende von mehr als 62 Prozent an die Stammaktien der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn disponibel wird. 

Fauͤr alle aus den uͤbernommenen Zinsgarantien vom Staate fuͤr das 
Betriebsjahr 1865. zu den Zinſen jener Stammaktien etwa zu leiſtenden Zuſchuͤſſe 
muß die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft dem Staate unbedingt 
aufkommen. a 5 


9 5 


Den Kaufpreis fuͤr beide Bahnen bildet die von der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft an den Staat zum Zwecke der Einloͤſung der Aktien bereits 
gezahlte Summe von 1,247,000 (Einer Million zweihundertſiebenundvierzig 
Tauſend) Thalern. — 16,210 (ſechszehn Tauſend zweihundert und zehn) 
Stuͤck Aachen⸗Duͤſſeldorfer Stammaktien, und 10,110 (zehn Tauſend Einhundert 
und zehn) Stuͤck Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Stammaktien hat die 
Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft dem Staate ausgeliefert und verzichtet 
ſelbſtredend auf Auszahlung des bezuͤglichen Nominalwerths durch den Staat. 

Der Kaufpreis wird zu vier Neunteln fuͤr das verkaufte Mobiliar, zu 
fünf Neunteln für das verkaufte Immohiliarvermoͤgen gewährt. 


H. 8. 

Den bei der Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗Ruhrorter Bahn beſchaͤftigten Beamten 
gewährleiftet die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft die durch ihre Anſtellung 
oder durch Dienſtvertrag begründeten Rechte, insbeſondere auch ihre Anfprüche 
gegen die bei dieſen Bahnen beſtehenden Penſions⸗, Wittwen⸗Unterſtuͤtzungs⸗ und 
Krankenfonds. 

H. 9. 


Die vertraglichen und ſtatutariſchen Feſtſetzungen, welche zwiſchen dem 


Staate und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Geſellſchaft wegen der Verwaltung des 


Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahnunternehmens, beziehungsweiſe wegen der Betriebs⸗ 
überlaffung an den Staat beſtehen, treten auch bezuͤglich der Aachen⸗Duͤſſeldorfer 
und der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn in Kraft. 5 
Die beſonderen Vereinbarungen zwiſchen der Königlichen Militair⸗, Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung und der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und der Ruhrort⸗ 
Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft bezuͤglich der jene Staatsver⸗ 
waltungszweige betreffenden Angelegenheiten bleiben in Kraft. N 
Die in dem Vertrage über den Bau und Betrieb der Ruhr⸗Sieg Eiſenbahn 
vom 13. und 14. Februar 1856. enthaltenen Feſtſetzungen wegen der Vertheilung 
der Betriebskoſten, desgleichen die vereinbarten Feſtſetzungen uͤber die Beſchaffung 
und Verzinſung der Betriebsmittel werden auf die eee 
. Bahn 


Bahn als nunmehrigen integrirenden Theil der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn 
ausgedehnt. f 
$. 10. 


Um eine Vertretung der lokalen Verkehrsverhaͤltniſſe zu erleichtern, wird 
die durch den Betriebsuͤberlaſſungs-Vertrag vom 23. Auguſt 1850. eingeſetzte 
Deputation der Aktionaire noch um drei Mitglieder und drei Stellvertreter vermehrt. 


$ 11. 


Bei der von der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft laut H. 5. des 
Vertrages vom 7. Mai 1864. übernommenen Verpflichtung, nach Feſtſetzung 
des Königlichen Handelsminiſteriums eine Schienenverbindung zwiſchen der Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſchen Bahn bei Duͤſſeldorf und ihrem linksrheiniſchen Bahnnetze mittelſt 
feſter Brücke auf ihre Koſten herzuſtellen, desgleichen eine Verbindungs bahn 
zwiſchen der Witten⸗Duisburger Eiſenbahn und Ruhrort zu bauen, behält es 
lediglich ſein Bewenden. 

Der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft obliegen nunmehr ferner 
die Verpflichtungen, welche der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft unter 
Nummer 4. und 5. der Allerhoͤchſten Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 
21. Auguſt 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1846. S. 405.) bezüglich einer Eiſenbahn⸗ 
verbindung zwiſchen der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und der Rheiniſchen Bahn uͤber 
Juͤlich, ſowie einer Eiſenbahn von Duͤſſeldorf nach Sittard auferlegt worden find. 

Die in H. 6. jenes Vertrages uͤbernommene Verpflichtung hat inmittelſt 
durch den Ankauf der von Vierſen bis zur Landesgrenze bei Venlo bereits aus⸗ 
gefuͤhrten Bahn ihre Erledigung gefunden. 


So geſchehen Elberfeld, am achten Januar achtzehnhundert ſechsundſechszig. 


Ludwig Auguſt Wilhelm Heiſe. 
Carl Danco. 


W. Plange. 

Hermann Weishaupt. 
Duddenhauſen. 
Duͤlberg. ö 


Ludwig Schneider. 
D. von der Heydt. 
Wm. Ulenberg. 
W. Werls. 

F. H. Wuͤlfing. 
Wilh. Wortmann. 
Anton Keßler. 

Dr. Muͤſer. f 
Clemens Auguſt Kuhfus. 
J. Schimmelbuſch. 
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(Nr. 6278.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Februar 1866., betreffend die Zulaſſung Schles⸗ 4 


wigſcher Schiffe zur Kuͤſten-Frachtfahrt zwiſchen Preußiſchen Haͤfen. 


uf Ihren Bericht vom 16. Februar d. J. beſtimme Ich, daß in Gemaͤß⸗ 
heit des Geſetzes vom 5. Februar 1855. (Geſetz-Samml. S. 217.) das unter 
Nr. 1. der Order vom 20. Juni 1822. wegen Beguͤnſtigung der inlaͤndiſchen 
Rhederei (Geſetz-Samml. S. 177.) erlaſſene Verbot der Kuͤſten-Frachtfahrt 
von einem Preußiſchen Hafen nach einem anderen inlaͤndiſchen Platze (cabotage) 
durch auslaͤndiſche Seeſchiffer gegen Schiffe, welche dem Herzogthum Schles— 
wig angehoͤren, fernerhin nicht mehr in Anwendung gebracht werden ſoll. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. g 


Berlin, den 26. Februar 1866. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6279.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Grundſtuͤcke am Strykowoer 
See im Poſener und Buker Kreiſe. Vom 5. Maͤrz 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ve. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des Ge- 
ſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843., was folgt: 


§. 1. 


Die Beſitzer der am Strykowoer See, auch Slupiaer See genannt, be⸗ 
legenen Wieſen und Bruchgrundſtuͤcke, welche an ſchaͤdlicher Naͤſſe leiden, werden 
zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent⸗ 
an mittelſt Senkung des Waſſerſpiegels des Strykowoer Sees zu 
verbeſſern. 


Der a 


3 * 


a a 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Poſen. f f 


H. 2. 


Alle zur Ausführung der Seeſenkung erforderlichen Anlagen, namentlich 
der Bau des Entwaͤſſerungsgrabens mit einer Sohlenbreite von 3 bis 4 Fuß, 
die Befeſtigung der Grabenufer, nach dem unter Leitung des Regierungs⸗Bauraths 
Butzke durch den Feldmeſſergehuͤlfen Sarganek im Juli 1864. gefertigten Melio⸗ 
rationsplane und Koſtenanſchlage, ſo wie derſelbe in den oberen techniſchen In⸗ 
ſtanzen gebilligt worden, werden auf gemeinſchaftliche Koſten der Genoſſenſchaft 
ausgefuͤhrt und unterhalten. Sollte die Erfahrung lehren, daß es nothwendig 
oder nuͤtzlich iſt, in dem Entwaͤſſerungsgraben eine Stauſchleuſe anzulegen, um 
den Abfluß des Hochwaſſers regeln oder den Wieſen die erforderliche Feuchtig⸗ 
keit erhalten zu koͤnnen, ſo hat die Genoſſenſchaft dieſe Schleuſe zu bauen und 
zu unterhalten, nachdem der Plan dazu nach Anhörung der Betheiligten von 
der Regierung feſtgeſtellt iſt. 

Der Neubau einer Bruͤcke in Nr. 27./28. des zum Meliorationsplane 
gehoͤrigen Nivellements auf der Chauſſee von Stenszewo nach Graͤtz in Stelle 
des dort vorhandenen Durchlaſſes, und der Neubau einer Bruͤcke in Nr. 97. 
des Nivellements auf der Landſtraße von Graͤtz nach Moſchin in Stelle der 
bisherigen Bruͤcke nach den diesfaͤlligen Anſchlaͤgen erfolgt auf gemeinſchaft⸗ 
liche Koſten des Verbandes. Die kuͤnftige Unterhaltung dieſer beiden uͤber 
den Entwaͤſſerungsgraben fuͤhrenden Bruͤcken verbleibt dem bisherigen Bau⸗ 
verpflichteten. 

Alle Entſchaͤdigungen dritter durch die Senkung des Sees etwa benach⸗ 
theiligter Perſonen werden von der Genoſſenſchaft uͤbernommen. 

Sollten ſich bei der Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes Streitigkeiten 
daruͤber ergeben, welche Anlagen von der Genoſſenſchaft zu machen ſind, oder 
wie 115 Ausfuͤhrung zu bewirken iſt, ſo entſcheidet die Regierung zu Poſen 
daruͤber. 


$ 3. 


Dem Verbande wird zur Ausfuͤhrung der beabſichtigten Melioration 
das Recht zur Expropriation verliehen. Die Feſtſtellung der Entſchaͤdigungen 


erfolgt im Mangel der Einigung in dem HH. 45—51. des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. bezeichneten Verfahren. 


H. 4. 


Die Koſten zur Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes und der Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Verbandes durch 
Geldbeitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters ie 


(Ar. 6279.) In 


art ER Ar 


In dem Kataſter find die beheiligten Grundſtücke nach Verhältniß des 
durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vor⸗ 
theils in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 


der 1. Klaſſe zu drei Theilen, 
der 2. Klaſſe zu zwei Theilen, 


der 3. Klaſſe zu einem Theile 
heranzuziehen iſt. 


Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt durch zwei von der Regierung 
ernannte Boniteure unter Leitung des Koͤniglichen Kommiſſarius, welcher ſich bei 
dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten laſſen kann. 


Das Katafter iſt den Rittergutsbeſitzern und den Vorſtaͤnden der Ge- 
meinden, welchen die übrigen Betheiligten angehören, extraktweiſe mitzutheilen 
und bei den Landraͤthen des Poſener und Buker Kreiſes vier Wochen lang 
offen zu legen. Nur binnen dieſer Friſt koͤnnen Beſchwerden gegen das Kataſter 
erhoben werden. Dieſelben find bei dem Landrathe des Poſener Kreiſes anzu⸗ 
bringen. Die Zeit der Offenlegung iſt vor deren Beginn durch das Amtsblatt 
und außerdem in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen. 


Der Landrath Poſener Kreiſes hat die Beſchwerden unter Zuziehung des 
Beſchwerdefuͤhrers, eines Mitgliedes des Vorſtandes und geeigneter Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen ſind von der Regierung zu 
Poſen zu ernennen. 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, anderenfalls werden 
die Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung eingereicht. 


Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗ 
Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 


Angelegenheiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 8 


Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Poſen ausgefertigt 
und dem Landrathe des Poſener Kreiſes zugeſendet. Auf Grund des Kataſters 
werden die Heberollen aufgeſtellt. 


So lange das Kataſter in der oben vorgeſchriebenen Weiſe nicht feſt⸗ 
geſtellt iſt, koͤnnen nach Maaßgabe der im Beſitzſtandregiſter — gefertigt durch 
x. Sarganek am 8. September 1864. — als betheiligt bei der Melioration 
aufgenommenen Flaͤchen, jedoch mit Ausſchluß der Seeflaͤchen, Beitraͤge aus⸗ 
geſchrieben und eingezogen werden, vorbehaltlich ſpaͤterer Ausgleichung. 


H. 5. 


Die Flaͤchen des Strykowoer Sees, auch Slupiaer See genannt, bleiben 
i als 
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als zur Zeit nicht beitragspflichtig in dem nach g. 4. aufgeſtellten Kataſter 
außer Anſatz. 


Werden bisherige Seeflaͤchen in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels 
waſſerfrei, ſo hat der Genoſſenſchaftsvorſtand den Umfang der diesfaͤlligen 
Flaͤchen nach Ablauf eines Jahres nach Ausfuͤhrung der Seeſenkung feſtſtellen 
zu laſſen. Nach Ablauf von vier Jahren nach Ausfuͤhrung der Seeſenkung 
ſind die waſſerfrei gewordenen früheren Seeflaͤchen nach dem im H. 4. geordneten 
Verfahren einzuſchaͤtzen und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigkeit und Ein⸗ 
ſchaͤtzung nachträglich in das Kataſter aufzunehmen. 8 


Nach erfolgter Aufnahme in das Kataſter haben die Beſitzer der dies⸗ 
fälligen Flaͤchen an Neubaukoſten, d. i. an Koſten der Ausführung des Melio⸗ 
rationsplanes, pro Morgen den gleichen Betrag, welcher pro Morgen der gleichen 
Klaſſe von den uͤbrigen Verbandsmitgliedern aufgebracht worden iſt, nachtraͤglich 
zur Verbandskaſſe zu zahlen, welche eingehende Summe nach Beduͤrfniß des 
Verbandes zu verwenden iſt. Von dem nach erfolgter Aufnahme in das 
Kataſter kommenden 1. Januar c. ab nehmen die Beſitzer der aufgenommenen 
fruͤheren Seeflaͤchen an der Unterhaltung der Verbandsanlagen Antheil, und 
zwar in demſelben Verhaͤltniſſe, wie die Beſitzer der uͤbrigen beitragspflichtigen 
Flaͤchen der gleichen Kataſterklaſſen. f 


$. 6. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor. Der Land⸗ 
rath des Poſener Kreiſes ſoll zugleich Sozietaͤtsdirektor ſein. Derſelbe fuͤhrt 
die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Beſchluͤſſen 
des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, auch 
dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber, in und außer Gericht, wenn es noͤthig 
werden ſollte. Er hat insbeſondere 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſtellten 
Plaͤnen zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 5 


b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den 
Saͤumigen event. — gleichwie bei allen uͤbrigen auf Grundſtuͤcken 
haftenden öffentlichen Laſten — durch adminiſtrative Exekution zur 
Kreis⸗Kommunalkaſſe einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzu⸗ 
weiſen und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


c) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 


Dem Sszietaͤtsdirektor wird ein Vorſtand von drei durch die Genoſſen⸗ 

ſchaft gewaͤhlten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des 
Sozietaͤtsdirektors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchluͤſſe für die Sozietaͤt 
zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung zu unterſtuͤtzen und das 
Beſte der Sozietaͤt uͤberall wahrzunehmen hat. 5 
(Nr. 6279.) In 
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In Behinderungsfaͤllen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen 
a Stellvertreter vertreten. 


Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehoͤrt die Theilnahme dreier Per⸗ 
ſonen, des Sozietaͤtsdirektors und zweier Vorſtandsmitglieder, reſp. Stellvertreter. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Sozietaͤtsdirektors den Ausſchlag. 


Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe ſteht dem Sozietaͤtsdirektor zu. 


In Behinderungsfaͤllen laßt der Landrath die Angelegenheiten der 
Genoſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu 
ernennenden Stellvertreter leiten. Sowohl der Direktor als die beiden Wor- 
ſtandsmitglieder und deren Vertreter verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 


Set; 
Es haben zu wählen: 
a) das Rittergut Strykowo und 


bp) das Rittergut Bielawy 
je ein Vorſtandsmitglied und deſſen Stellvertreter; 


e) die uͤbrigen Mitglieder der Genoſſenſchaft ein Vorſtandsmitglied und 
deſſen Stellvertreter. 


Bei der Wahl ad c. haben die Wahlberechtigten und zwar jeder Beſitzer 


eines betheiligten Ritterguts und jeder Ortsſchulze der betheiligten Dörfer fir 
je zehn volle, auf Normalboden Cerfte Beitragsklaſſe) reduzirte Morgen des 
zum Rittergute oder zur Gemeinde gehoͤrigen betheiligten Beſitzſtandes Eine 
Stimme. 


So lange das Kataſter nicht nach H. 4. definitiv feſtgeſtellt worden, iſt 
lediglich die Morgenzahl der im Beſitzſtandsregiſter des ꝛe. Sarganek als bethei⸗ 
ligt aufgenommenen Flaͤchen — jedoch mit Ausſchluß der Seeflaͤchen — fuͤr 
die Berechnung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. | 

Die bezeichneten Wähler wählen entweder perfünlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte reſp. durch ihre geſetzliche Vertreter. 


Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 

Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, 

ſo ſind fuͤr jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche 

in der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten 
hatten, auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre; die Ausſcheidenden find wieder wählbar, 

Der Sozietaͤtsdirektor it Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten feſt. 

Die Pruͤfung der Wahlen gebuͤhrt dem Vorſtande. Bei dem Wahl⸗ 

ver⸗ 


— 


verfahren, ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten analog 
die Vorſchriften über Gemeindewahlen. 13 


H. 8. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehoͤren 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht in Betreff des Entſchaͤdigungsverfahrens im H. 3. etwas anderes vor⸗ 
geſchrieben iſt. 5 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietaͤtsdirektor angemeldet werden muß. 
00 en beſteht aus drei Mitgliedern und entfcheidet nach Stimmen⸗ 
mehrheit. > 


Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. 


Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
einen Schiedsrichter waͤhlen und daß die Regierung den Obmann beſtimmt, 
welcher den Vorſttz führt. 


Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts koͤnnen nur großjaͤhrige verfuͤgungs⸗ 
faͤhige unbeſcholtene Maͤnner, die nicht zum Verbande gehoͤren, gewaͤhlt werden. 

Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl 
deſſelben durch die Regierung. 


Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


H. 9. 


Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljährlich 
zwiſchen Saat- und Erntezeit eine Hauptſchau und, fo oft es erforderlich iſt, 
im September eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 8 

Der Sozietaͤtsdirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er 

(Nr, 6279.) legt 
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legt dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung zu 
Grunde und zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es fuͤr noͤthig 
haͤlt, zu. 
Der Vorſtand ſetzt demnaͤchſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen foll. 


F. 10, 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landes = Polizeibehörde 
und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in 
dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden 
der Gemeinden zuſtehen. . N 


F. 11. 


Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. März 1866. 


JL. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker), 
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— 


